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A. Bekanntmachung des Landkreises 
 

 

I.) Beschlüsse des Kreistages vom 03.08.2016 

 

1.) Antrag des Hauptverwaltungsbeamten auf 

Versetzung in den Ruhestand 

(Beschluss-Nr.:24/12/2016) 

Der Landrat, Herr Zalenga, wird gemäß seinem Antrag  

mit Wirkung zum 9. Februar 2017 in den Ruhestand  
versetzt. 

 

 

2.) Vorschlag eines Wahltermins zur Wahl des 

Landrates des Landkreises Oder-Spree 

(Beschluss-Nr.:25/12/2016) 

Der Kreistag Oder-Spree schlägt für die Wahl des 

Landrates nachfolgenden Wahltermin vor: 

- Tag der Hauptwahl  

- Sonntag, den 27. November 2016  

- Tag einer ggf. notwendig werdenden Stichwahl 
- Sonntag, den 11. Dezember 2016. 
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B. Bekanntmachung des Landrates als untere Landesbehörde 
 

 

I. Bekanntmachung der unteren Wasserbe-

hörde 

Anhörungsverfahren zum geplanten Was-

serschutzgebiet für das Wasserwerk Stor-

kow (Mark) 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Landkreis Oder-Spree 

Der Landrat 

Untere Wasserbehörde 

 

 

 

 

Anhörungsverfahren zum geplanten Wasserschutzgebiet für das 

Wasserwerk Storkow (Mark) 
 

Bekanntmachung der unteren Wasserbehörde des Landkreises Oder-Spree vom 22.08.2016 

 

 

Es ist beabsichtigt, zum Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Wasserfassungen des Wasserwerkes Stor-

kow (Mark) des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Scharmützelsee – Storkow (Mark)“ ein Wasserschutzge-

biet festzusetzen. 

 

Das geplante Wasserschutzgebiet liegt in der Stadt Storkow (Mark). Von der Unterschutzstellung sind folgende Flu-

re ganz oder teilweise betroffen: 

 
Gemarkung Storkow 

 

Flure 8, 9, 12, 13, 14, 15, 16, 21, 22, 23, 25 

 

 

Durch die Schutzbestimmungen der Verordnung sollen bestimmte Handlungen für verboten oder nur beschränkt zu-

lässig erklärt und die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken zur Duldung bestimmter Maßnah-

men und zur Vornahme bestimmter Handlungen verpflichtet werden. 

 

 

Die hier abgebildete Karte dient lediglich der Übersicht. Der Entwurf der Verordnung und die dazu gehörenden ge-

nauen Karten werden  
 

vom 05.09.2016 

bis einschließlich 07.10.2016 

 

 

im Umweltamt des Landkreises Oder-Spree und in der Stadtverwaltung der Stadt Storkow während der Dienststun-

den oder nach Terminvereinbarung zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt: 
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Umweltamt des Landkreises Oder-Spree Sprechzeiten: 

  

Haus E der Kreisverwaltung Mo./ Fr. nach Vereinbarung 

Breitscheidstraße 5 Die./ Do. 9:00 - 12:00 u. 13:00 - 18:00 Uhr 

15848 Beeskow Mi. geschlossen 

 

Stadt Storkow (Mark) Sprechzeiten: 

  

Sachgebiet III – Stadtentwicklung Mo./ Mi. 9:00 - 12:00 Uhr 

Neubau, 2. OG, Raum 3.19 Die. 9:00 - 12:00 u. 13:00 - 18:00 Uhr 

Rudolf-Breitscheid-Str. 74 Do. 9:00 - 12:00 u. 13:00 - 16:00 Uhr 

15859 Storkow Fr. 9:00 - 11:00 Uhr 

 

 

Am Dienstag, 08.11.2016 um 16:00 Uhr, findet im Rathaus der Stadt Storkow (Mark), Rudolf-Breitscheid-Straße 74, 

Konferenzraum Zi.-Nr. 1.19 (Neubau, Erdgeschoss), 15859 Storkow, eine öffentliche mündliche Anhörung zur geplan-

ten Festsetzung des Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Storkow (Mark) statt. 

 

 

Vom    05.09.2016 

bis einschließlich   08.11.2016 

 
kann jedermann Einwendungen und Anregungen schriftlich oder zur Niederschrift bei der unteren Wasserbehörde 

des Landkreises Oder-Spree, Breitscheidstraße 5, 15848 Beeskow vorbringen. Diese können auch in der öffentlichen 

mündlichen Anhörung vorgebracht werden. Die Bedenken und Anregungen sollen den Namen und die genaue An-

schrift der Person enthalten. Bedenken und Anregungen, die sich auf Grundstücke beziehen, sollen Gemarkung, Flur 

und Flurstück der betroffenen Fläche enthalten. 
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Übersichtskarte (nicht maßstabsgetreu): 

 

 
 

 

 
Manfred Zalenga 

Landrat 
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C. Bekanntmachungen anderer Stellen 
 

I.) Bekanntmachung der Regionalen Pla-

nungsgemeinschaft Oderland-Spree 

Berichtigung der Haushaltssatzung für 

das Haushaltsjahr 2014 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Berichtigung der Haushaltssatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft  

Oderland-Spree für das Haushaltsjahr 2014 

 

Die Haushaltssatzung 2014, bekanntgemacht in den Amtsblättern der Stadt Frankfurt (Oder) Nr. 5 vom 

18.06.2014; des Landkreises Märkisch-Oderland Nr. 3 vom 03.06.2014 und des Landkreises Oder-Spree Nr. 7 

vom 27.05.2014 ist wie folgt zu berichtigen: 

 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 

  
1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der 

 

ordentlichen Erträge in Höhe von bisher 488.500 € durch den Wert  

 

489.500  € ersetzt; 

ordentlichen Aufwendungen in Höhe von bisher 488.500 € durch den Wert  

 

489.500  € ersetzt. 

 

Beeskow, den 21.07.2016 
 

...........................................  

Schmidt  

Vorsitzender  

 

 

 

II.) Bekanntmachungen des Trinkwasser- und 

Abwasserzweckverbandes Oderaue 

 

1.) Beschlüsse der Verbandsversammlung vom 

18.07.2016 

 

Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2015 

 

Beschluss 1/51 der 51. Sitzung der Verbandsver-

sammlung vom 18.07.2016 

 

Die Verbandsversammlung beschließt: 

 

Der Jahresabschluss 2015 wird in der testierten 

Form gemäß Anlage 1-6/Jahresabschluss festgestellt. 

 
Betriebszweig Trinkwasser: 

 

Der Jahresgewinn 2015 in Höhe von 244.489,94 

EUR wurde in die Rücklage eingestellt. 

 

 

 

 

 

 

Beschluss 2/51 der 51. Sitzung der Verbandsver-

sammlung vom 18.07.2016 

 
Die Verbandsversammlung beschließt: 

 

Dem Verbandsvorsteher und der Geschäftsführerin 

wird für das Wirtschaftsjahr 2015 für den Betriebs-

zweig Trinkwasser Entlastung erteilt. 

 

 

Beschluss 3/51 der 51. Sitzung der Verbandsver-

sammlung vom 18.07.2016 

 

Die Verbandsversammlung beschließt: 

 

Der Jahresabschluss 2015 wird in der testierten 

Form gemäß Anlage 1-6/Jahresabschluss festgestellt. 

 
Betriebszweig Abwasser: 

 

Der Jahresgewinn 2015 in Höhe von 344.471,65 

EUR wurde in die Rücklage eingestellt. 
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Beschluss 4/51 der 51. Sitzung der Verbandsver-

sammlung vom 18.07.2016 

 

Die Verbandsversammlung beschließt: 

Dem Verbandsvorsteher und der Geschäftsführerin 

wird für das Wirtschaftsjahr 2015 für den Betriebs-

zweig Abwasser Entlastung erteilt. 

 

 

Beschluss 5/51 der 51. Sitzung der Verbandsver-

sammlung vom 18.07.2016 
 

Die Verbandsversammlung beschließt: 

Der Jahresabschluss 2015 wird in der testierten 

Form gemäß Anlage 1-6/Jahresabschluss festgestellt. 

 

Betriebszweig Industriegebiet 

Der Jahresgewinn 2015 in Höhe von 126.550,18 

EUR wurde zur Verlustabdeckung der Vorjahre 

verwendet. 

 

 

Beschluss 6/51 der 51. Sitzung der Verbandsver-

sammlung vom 18.07.2016 

 

Die Verbandsversammlung beschließt: 

Dem Verbandsvorsteher und der Geschäftsführerin 

wird für das Wirtschaftsjahr 2015 für den Betriebs-

zweig Industriegebiet Entlastung erteilt. 

 

 

In den Jahresabschluss 2015 für die Betriebszweige 

Trinkwasser, Abwasser und Industriegebiet in Form 

des Prüfberichtes der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft RG Graßmann GmbH kann vom 12.09.2016 

bis 16.09.2016 im Verwaltungsgebäude des TAZV 

Oderaue, Am Kanal 5, 15890 Eisenhüttenstadt, 

Zimmer 03, während der Dienststunden Einsicht ge-

nommen werden. 

 
Eisenhüttenstadt, den 18.07.2016 

 

Theuer   H.-G. Köhler 

Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 

Verbandsversammlung 

 

 

Beschluss 7/51 der 51. Sitzung der Verbandsver-

sammlung vom 18.07.2016 

 

Die Verbandsversammlung beschließt: 

Die Verwaltungskostensatzung wird gemäß Anlage 

7.1 beschlossen. 

 
 

R. Theuer  H.-G. Köhler 

Vorsitzender der   Verbandsvorsteher 

Verbandsversammlung 

2.) Verwaltungskostensatzung (VKS) 

 

Satzung 

des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes 

Oderaue 

über die Erhebung von Verwaltungsgebühren 

und Auslagen 

 

- Verwaltungskostensatzung (VKS) - 

 

Auf der Grundlage der §§ 2, 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 

der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 

286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), des Gesetzes 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 

Brandenburg (GKG) vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 

32), des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt 

geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. Juli 

2014 (GVBl. I Nr. 32), sowie des Gebührengesetzes 

für das Land Brandenburg (GebGBbg) vom 07. Juli 

2009 (GVBI. I S. 246), zuletzt geändert durch Arti-

kel 5 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 

32), hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- 
und Abwasserzweckverbandes Oderaue in ihrer Sit-

zung am 18.07.2016 die folgende Satzung beschlos-

sen: 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

§ 1 Allgemeines 

§ 2 Kostentarif  

§ 3 Erhebung der Kosten  

§ 4 Gebühr für Rechtsbehelfsentscheidungen 

und besondere Begehren 
§ 5 Sachliche Gebührenfreiheit  

§ 6 Persönliche Gebührenfreiheit  

§ 7 Auslagen 

§ 8 Kostenschuldner 

§ 9 Entstehen der Kostenpflicht, Kostengläubi-

ger 

§ 10 Fälligkeit und Entrichtung der Kosten 

§ 11 Beitreibung 

§ 12 Mitwirkungspflichten 

§ 13 Umsatzsteuer 

§ 14 Ordnungswidrigkeiten 

§ 15 Inkrafttreten 
 

§ 1 

Allgemeines 

 

(1) Für Verwaltungstätigkeiten im eigenen Wir-

kungskreis des Trinkwasser- und Abwas-

serzweckverbandes Oderaue (im Folgenden: 

TAZV) werden nach Maßgabe dieser Satzung 

Gebühren und Auslagen (im Folgenden: Kos-

ten) als Gegenleistung für besondere öffentliche 

Leistungen (Amtshandlungen oder sonstige Tä-
tigkeiten) erhoben, wenn die Leistung der Ver-
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waltung von einem Beteiligten beantragt oder 

sonst veranlasst worden ist oder wenn sie ihn, 

einen Beteiligten oder den Empfänger der Leis-

tung unmittelbar begünstigt. 

 

(2) Gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten sind 

insbesondere die Bearbeitung von Bauvoranfra-

gen, Auskunftserteilungen zum Leitungsbestand 

des TAZV, Zuarbeiten für Bauprojektierungen 
jeglicher Art, einschließlich sämtlicher Tätig-

keiten im Zusammenhang mit einem Ersuchen 

um Stellungnahmen zum gemeindlichen Ein-

vernehmen (i. S. d. § 36 BauGB) sowie Anord-

nungen zum Anschluss- und Benutzungszwang 

und des Unterbindens unzulässiger Einleitungen 

und von Eingriffen in die und an den öffentli-

chen Anlagen. Dies gilt auch für sonstige Tätig-

keiten des TAZV, insbesondere den Einbau o-

der die Abnahme von Wasserzählern, das Öff-

nen eines Anschlusses, die Entnahme und Un-
tersuchung von Abwasserproben oder Inkasso-

tätigkeiten wie z.B. das Anmahnen offener For-

derungen sowie sämtliche Bescheidvorgänge 

außerhalb der unmittelbaren eigenen Abgaben-

erhebung. 

 

(3) Kosten nach dieser Satzung werden nur erho-

ben, soweit nicht durch Gesetz Abweichendes 

bestimmt ist. Die Erhebung von Kosten auf-

grund anderer Rechtsvorschriften bleibt von den 

Regelungen dieser Satzung unberührt. Soweit 
diese Satzung keine abweichenden Regelungen 

trifft, findet im Übrigen das Gebührengesetz für 

das Land Brandenburg (GebGBbg) in der je-

weils geltenden Fassung sinngemäß Anwen-

dung. 

 

§ 2 

Kostentarif  

 

Die kostenpflichtige Verwaltungstätigkeit und die 

Höhe der Kosten ergeben sich aus dem Tarif in der 

Anlage 1, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
 

§ 3 

Erhebung der Kosten 

 

(1) Bei der Erhebung der Gebühr nach Zeit errech-

net sich der Gebührenbetrag nach dem Zeitauf-

wand, der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung 

benötigt wird. 

 

(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Verwal-

tungstätigkeiten nebeneinander vorgenommen, 
so wird für jede einzelne Tätigkeit eine Gebühr 

erhoben. 

 

(3) Gebühren werden auch erhoben, wenn ein auf 

die Vornahme einer gebührenpflichtigen Tätig-

keit gerichteter Antrag abgelehnt wird oder der 

TAZV zur Durchsetzung einer Satzungsanord-

nung oder einer Anweisung von Fach- oder 

Aufsichtsbehörden tätig werden muss. Wird ein 

Antrag auf Vornahme einer gebührenpflichtigen 

Verwaltungstätigkeit ganz oder teilweise abge-

lehnt oder wird der Antrag zurückgenommen, 

bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist, so 

kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen 

Betrages ermäßigt werden. Wird ein Antrag 

ausschließlich wegen Unzuständigkeit abge-

lehnt oder an eine andere Behörde verwiesen 
und beruht die Antragstellung auf unverschulde-

ter Unkenntnis des Gebührenpflichtigen, so 

wird keine Gebühr erhoben. Das Verschulden 

eines Bevollmächtigten wird dem Gebühren-

pflichtigen zugerechnet. Der Anfall von Ausla-

gen bleibt davon in jedem Fall unberührt. 

 

§ 4 

Gebühr für Rechtsbehelfsentscheidungen und be-

sondere Begehren 

 
(1) Für Rechtsbehelfsbescheide (Entscheidungen im 

Rechtsbehelfsverfahren) wird dann eine Gebühr 

erhoben, wenn 

a) der Verwaltungsakt, gegen den der Rechtsbe-

helf erhoben wird, gebührenpflichtig ist o-

der 

b) der Rechtsbehelf von einem anderen als dem 

Adressaten der Sachentscheidung (z. B. 

Drittwiderspruch) eingelegt wird, und zwar 

auch dann, wenn die Sachentscheidung ge-

bührenfrei war und wenn und soweit in den 
Fällen nach lit. a) und b) (nach der jeweili-

gen Erfolgsquote) (Kostengrundentschei-

dung) der Rechtsbehelf zurückgewiesen 

wird bzw. erfolglos geblieben ist; 

c) der Rechtsbehelf gegen eine Verwaltungstä-

tigkeit, insbesondere Realakte, erhoben 

wird, gegen die ein Rechtsbehelf nicht 

statthaft ist. 

 

(2) Dem Drittwiderspruch im Sinne von lit. b) steht 

gleich, wenn nach bestandskräftigem Abschluss 

eines Widerspruchsverfahrens, gleich ob durch 
Abhilfe- oder Widerspruchsbescheidung oder 

nach rechtskräftigem Abschluss eines verwal-

tungsgerichtlichen Verfahrens, erneut (auch 

wiederholt bzw. mehrfach) Widerspruch erho-

ben wird. 

Die Gebührenpflicht nach lit. b) besteht auch für 

Widersprüche, die gegen ablehnende Bescheide 

in Antragsverfahren nach Normen des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes und in Antragsverfah-

ren gem. §§ 130, 131 und 173 AO erhoben wer-

den. 
In den Fällen der Sätze 1 und 2 besteht jeweils 

keine persönliche Gebührenfreiheit. 

 

(3) Kostenpflichtig sind grundsätzlich auch alle Be-

scheidungen zu Anträgen, die nach Normen des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes, insbesondere 
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gem. §§ 48, 49 und 51 VwVfG, in Abgabensa-

chen im und aus dem Anwendungsbereich des 

BbgKAG gestellt werden. Ebenso kostenpflich-

tig sind Bescheidungen zu Anträgen, die in Ab-

gabensachen auf Erstattung oder Anrechnung 

von zivilrechtlichen Forderungen oder auf Er-

lass eines Abrechnungsbescheides gestellt wer-

den. Die Kostenpflicht für Abrechnungsbe-

scheide gilt dann nicht, wenn die Abrechnung 
ein Guthaben für den Abgabenpflichtigen 

ergibt. 

In den Fällen der Sätze 1 und 2 besteht jeweils 

keine persönliche Gebührenfreiheit. 

 

(4) Im Fall des Abs. 1 lit. a) beträgt die Gebühr die 

Hälfte der für den angefochtenen Verwaltungs-

akt festzusetzenden Gebühr. In den Fällen des 

Abs. 1 lit. b) und c), Abs. 2 und Abs. 3 gelten 

die Tarifwerte dieser Satzung und sind Gebüh-

renermäßigungen nach § 3 Abs. 3 nicht anzu-
wenden. Soweit für einzelne Bearbeitungen o-

der Bescheidungen nach den Abs. 2 und 3 kein 

eigener Gebührentatbestand in der Tariftabelle 

vorhanden ist, sind die Ziff. 5.2 und 5.4 der Ta-

riftabelle in Anlage 1 entsprechend anzuwen-

den. 

 

§ 5 

Sachliche Gebührenfreiheit 

 

Gebühren werden nicht erhoben für  
 

a) Leistungen, für die nach gesetzlicher Vor-

schrift Gebührenfreiheit angeordnet ist, 

 

b) mündliche Auskünfte, die ohne besonderen 

Aufwand des TAZV im Rahmen der 

Sprechzeiten des TAZV erteilt werden, 

 

c) Leistungen, welche der TAZV als Dienst-

herr bzw. Arbeitgeber gegenüber den An-

gestellten, Arbeitern, Ruhegeldempfängern 

und deren Hinterbliebenen vornimmt, so-
weit sie sich auf das bestehende oder frühe-

re Dienst- oder Arbeitsverhältnis beziehen. 

 

§ 6 

Persönliche Gebührenfreiheit 

 

(1) Von Gebühren sind befreit: 

 

a) die Bundesrepublik Deutschland und die 

anderen Länder, soweit Gegenseitigkeit 

gewährleistet ist, 

b) das Land Brandenburg, die Gemeinden und 

Gemeindeverbände, sofern die Leistung der 

Verwaltung nicht ihre wirtschaftlichen Un-

ternehmen betrifft oder es sich nicht um ei-

ne beantragte sonstige Tätigkeit im Sinne 

des § 4 Abs. 2 des Kommunalabgabenge-

setzes für das Land Brandenburg  

(BbgKAG) auf dem Gebiet der Bauleitpla-

nung des Kultur-, Tief- und Straßenbaus 

handelt, und soweit Gegenseitigkeit ge-

währleistet ist. 

 

(2) Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in Abs. 

1 Genannten berechtigt sind, von ihnen zu zah-

lende Gebühren Dritten aufzuerlegen. 

 
(3) Bei Abschluss von mehrseitigen Vereinbarun-

gen mit anderen Versorgungs- und Aufgaben-

trägern bzw. Gemeinden und Gemeindeverbän-

den sowie sonstigen Personen des öffentlichen 

Rechts kann die gegenseitige Gebührenbefrei-

ung vereinbart werden. 

 

§ 7 

Auslagen 

 

(1) Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der 
öffentlichen Leistung entstehen und nicht be-

reits in die Gebühr einbezogen sind (Auslagen), 

sind dem TAZV auch dann zu erstatten, wenn 

der Zahlungspflichtige von der Entrichtung der 

Gebühr ganz oder teilweise befreit ist oder kei-

ne Gebühr erhoben wird. Auslagen können auch 

demjenigen auferlegt werden, der sie durch un-

begründete Einwände, falsche Sacherklärungen 

oder erfolglose Antragstellung bzw. Beweisan-

träge verursacht hat. Zu ersetzen sind insbeson-

dere: 
 

a) im Einzelfall besonders hohe Kosten für die 

Inanspruchnahme von Kommunikations-

technik und alle Zustellungskosten, 

b) Kosten öffentlicher Bekanntmachungen 

und öffentlicher Zustellungen sowie von 

Übersetzungen, 

c) Zeugen- und Sachverständigenkosten sowie 

die Kosten sonstiger Beweiserhebung, ein-

schließlich der notwendigen Hinzuziehung 

von Dritten, insbesondere in Abgaben-, 

Bauplanungs- und Bauordnungsangelegen-
heiten, 

d) die bei Dienstgeschäften den beteiligten 

Verwaltungsangehörigen zustehenden 

Reiskostenvergütungen, Entschädigungen 

und Versicherungsleistungen, 

e) Kosten der Beförderung oder Verwahrung 

von Sachen sowie Sicherheitsleistungen, 

die dem TAZV durch Dritte, insbesondere 

Gerichte oder Aufsichts- bzw. Fachbehör-

den abverlangt werden, 

f) Kosten der Amtshilfe und Auslagen sowie 
Gebühren Dritter, die dem TAZV berechnet 

werden, 
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g) Kosten der Ermittlung von Anschriften o-

der sonstigen personenbezogenen Auskünf-

ten. 

 

(2) Für die Erstattung der Auslagen gelten die Vor-

schriften über die Erhebung der Gebühren ent-

sprechend, soweit sich aus dieser Satzung nicht 

etwas anderes ergibt. 

 

§ 8 

Kostenschuldner  

 

(1) Schuldner der Kosten ist, wer 

 

a) die öffentliche Leistung selbst oder durch 

Dritte, deren Handeln ihm zuzurechnen ist, 

veranlasst hat, insbesondere derjenige, der 

die Bearbeitung oder Bescheidung bean-

tragt hat, sowie derjenige, zu dessen Guns-

ten die öffentliche Leistung vorgenommen 
wurde, insbesondere derjenige, dem eine 

Genehmigung, Befreiung oder Auskunft er-

teilt wird, 

b) die Kosten durch eine vor dem TAZV ab-

gegebene oder ihm mitgeteilte Erklärung 

übernommen hat, 

c) für die Kostenschuld eines anderen kraft 

Gesetzes haftet. 

 

(2) Im Falle eines Rechtsbehelfs ist derjenige Kos-

tenschuldner, der den Rechtsbehelf eingelegt 
hat. Im Falle der Einlegung eines Rechtsbehelfs 

ohne Vollmacht oder ohne Vollmachtsnachweis 

trägt der vollmachtlose Vertreter die Kosten. 

 

(3) Mehrere Kostenschuldner für dieselbe Schuld 

haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 9 

Entstehen der Kostenpflicht, Kostengläubiger 

 

Die Kostenpflicht entsteht, soweit ein Antrag not-

wendig ist, mit dem Eingang des Antrags beim 
TAZV, im Übrigen mit der Beendigung der gebüh-

renpflichtigen Verwaltungstätigkeit oder mit der 

Rücknahme des Antrags. Kostengläubiger ist der 

TAZV. 

 

§ 10 

Fälligkeit und Entrichtung der Kosten 

 

(1) Die Kosten werden durch Bescheid festgesetzt 

und sind einen Monat nach Bekanntgabe des 

Bescheides fällig. 
 

(2) Die Verwaltungstätigkeit kann von der Zahlung 

eines angemessenen, durch den TAZV festzu-

setzenden, Vorschusses bis zur voraussichtli-

chen Gebühren- und Auslagenhöhe abhängig 

gemacht werden; § 16 Abs. 2 GebGBbg gilt 

entsprechend. Soweit der Vorschuss die endgül-

tige Kostenschuld übersteigt, ist er zinsfrei zu 

erstatten. Sicherheitsleistungen, die nicht ver-

zinst werden, sind auch dann anzurechnen, 

wenn sie durch einen Dritten für oder zugunsten 

des Pflichtigen gestellt worden sind. 

 

(3) Die Zahlung der Gebühren und Auslagen ist in 

bar in die Kasse des TAZV oder kostenfrei auf 

ein Konto des TAZV vorzunehmen. 
 

(4) Der TAZV kann nach Maßgabe seiner Fachsat-

zungen Kautionen (Sicherheitsleistungen) erhe-

ben. Sicherheitsleistungen werden nicht verzinst 

und sind nur an den Berechtigten zu erstatten. 

Im Übrigen bleibt die Erhebung und Verwal-

tung dieser Kautionen von den Regelungen die-

ser Satzung unberührt. Der TAZV ist berechtigt, 

rückständige Kosten, Gebühren und Auslagen 

nach dieser Satzung mit zur Rückzahlung anste-

henden Kautionsbeträgen gem. § 226 AO zu 
verrechnen. 

 

§ 11 

Beitreibung 

 

Rückständige Gebühren und Auslagen werden nach 

dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land 

Brandenburg (VwVGBbg) im Verwaltungszwangs-

verfahren beigetrieben. 

 

§ 12  

Mitwirkungspflichten 

 

(1) Die Kostenschuldner, ihre Vertreter und Beauf-

tragten haben dem TAZV und dessen Beauf-

tragten die für die Festsetzung und Erhebung 

der Kosten (Gebühren und Auslagen) erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen und Urkunden vor-

zulegen. 

 

(2) Der TAZV und dessen Beauftragte können an 

Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur 

Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu 
ermöglichen und in dem erforderlichen Umfan-

ge zu helfen. 

 

§ 13 

Umsatzsteuer 

 

Zusätzlich zu den nach dem Kostentarif der Anlage 

1 zu dieser Satzung zu erhebenden Gebühren und 

Auslagen ist – soweit sie jeweils der Umsatzsteuer-

pflicht im Trinkwasserbereich unterliegen – die ge-

setzliche Umsatzsteuer an den TAZV zu entrichten. 
 

 

§ 14  

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 3 Abs. 2 BbgK-

Verf handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

seinen Mitwirkungspflichten aus § 12 dieser 
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Satzung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbu-

ße bis zu 10.000,00 Euro geahndet werden. Die 

Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den 

der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen 

hat, übersteigen. Reicht der in Satz 1 genannte 

Betrag hierfür nicht aus, so kann er überschrit-
ten werden. 

 

(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 

in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen-

dung. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 

des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Verbands-

vorsteher des TAZV. 

 

§ 15 

Inkrafttreten 

 
Diese Verwaltungskostensatzung tritt am Tage nach 

ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

Eisenhüttenstadt, den 18.07.2016 

 

Hans-Georg Köhler 

Verbandsvorsteher 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Anlage 1 Kostentarif zu § 2 der Verwaltungskostensatzung des Trinkwasser-  

und Abwasserzweckverbandes Oderaue vom 18.07.2016 

 

 

Kostentarif 

 

lfd. Nr. Gegenstand                    Gebühr (EUR) 

 

1.  Gebühren für Schriftstücke, Abschriften, Auszüge 

 

1.1 Für die Fertigung von Schriftstücken (z.B. Reinschriften, Abschriften, 
Auszüge und dgl.) in deutscher Sprache, 

je angefangene Seite im Format DIN A4, 1 ½-zeilig 2,50 

 

1.2  Für Schriftstücke, die in fremder Sprache abgefasst sind,  

je angefangene Seite 40,00 

 

1.3  Für Schriftstücke in tabellarischer Form, Verzeichnisse, Listen, 

Rechnungen, Zeichnungen und dgl., 

je angefangene Seite bis DIN A 3 5,00 

 

2.  Gebühren für Ablichtungen und Ausdrucke 
 

2.1 Ablichtungen je DIN A 4 Seite bis 50. Seite 0,50 

ab 51. Seite 0,25 

 

2.2 Ablichtungen je DIN A3 Seite bis 50. Seite 1,00 

ab 51. Seite 0,50 

 

2.3  Computerausdrucke je DIN A 4 Seite 1,00 
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lfd. Nr. Gegenstand                    Gebühr (EUR) 

 

2.4  Computerausdrucke je DIN A 3 Seite 2,00 

2.5  Papierkopien/Plot vom Kartenwerk je DIN A 4 Seite 3,00 

2.6  Papierkopien/Plot vom Kartenwerk je DIN A 3 Seite 4,00 

2.7  Papierkopien/Plot vom Kartenwerk je DIN A 2 Seite 6,00 

2.8  Papierkopien/Plot vom Kartenwerk je DIN A 1 Seite 12,50 

2.9  Papierkopien/Plot vom Kartenwerk je DIN A 0 Seite 25,00 

2.10  für transparente Lichtpausen wird jeweils die doppelte Gebühr erhoben 
 

3.  Genehmigungen/Erlaubnisse auf Grund der geltenden  

Wasserversorgungssatzung 

 

3.1  Antragsbearbeitung zur Befreiung bzw. Teilbefreiung vom Anschluss- 

und Benutzungszwang, 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

3.2  Auskunft zur Anschlussmöglichkeit (Bauvorlagenverordnung) 

 pauschal 12,50 

 
3.3  Antragsbearbeitung zum Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungs- 

anlage bzw. zur Änderung des Grundstücksanschlusses, Bearbeitung von 

Schachtgenehmigungen, Eintragung zum Leitungsbestand 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

3.4  Abnahme von Sonderwasserzählern (Gartenzähler und Eigenversorgung) 18,00 

 

3.5 Sperrung des Trinkwasseranschlusses 72,00 

Außerhalb der üblichen Dienstzeiten 92,00 

 

3.6 Wiederinbetriebnahme des Anschlusses nach Sperrung 72,00 
außerhalb der üblichen Dienstzeiten 92,00 

 

3.7 Wechselung eines durch Frost oder andere Einwirkungen geschädigten  

Wasserzählers, bis Qn 2,5 bzw. Q34 110,00 

größer als Qn 2,5 bzw. Q34 nach Aufwand 

 

3.8  Abtrennung oder Stilllegung von illegalen Entnahmestellen sowie 

 Trennung von Verbindungen zu Eigenversorgungsanlagen 200,00 

außerhalb der üblichen Dienstzeiten 300,00 

jeweils zzgl. der Stundensätze für die eingesetzten Mitarbeiter/Ingenieure 

und der Sondertechnik nach Tarifstelle 5.16 

 

4.  Genehmigungen/Erlaubnisse auf Grund der geltenden  

Entwässerungssatzung, Beitragssatzung, Gebührensatzung,  

Fäkaliensatzung sowie der Abwassersatzung Industriegebiet 

 

4.1 Antragsbearbeitung zur Befreiung bzw. Teilbefreiung vom Anschluss- 

und Benutzungszwang, 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

4.2  Auskunft zur Anschlussmöglichkeit (Bauvorlagenverordnung) 

pauschal 12,50 

 
4.3  Entwässerungsgenehmigung, je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

4.4 Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage oder sonstige 

Prüfungsmaßnahmen, je angefangene halbe Stunde 38,00 

 

4.5 Bearbeitung von Anträgen/Stellungnahmen für Grundstücksklär- 

einrichtungen, je Anlage pauschal 25,00 
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lfd. Nr. Gegenstand                    Gebühr (EUR) 

 

4.6 Entnahme und Untersuchung von Abwasserproben, die durch 

satzungswidrige Benutzung oder satzungswidrige Handlungen 

des Schmutzwassereinleiters erforderlich werden nach Aufwand 

 

5. Sonstiges 

 
5.1 Versendung von Verfahrensakten pauschal 30,00 

 

5.2 Bearbeitung von Anträgen in Abgabensachen nach Normen des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes, auf Ver- und Aufrechnung, von 

Widersprüchen und von Wiedereinsetzungen, von Anträgen auf 

Wiederaufgreifen und auf Abrechnungsbescheide nach § 218 AO  

sowie alle sonstigen Bearbeitungen und Bescheidungen, einschl.  

(auch wiederholter/erneuter) Widerspruchsbearbeitungen, 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

5.3 Genehmigungen, Erlaubnisse, Bescheide, Ausnahmebewilligungen und  
Bescheinigungen, Verfügungen und Anordnungen zur Durchsetzung des 

Anschluss- und/oder Benutzungszwangs oder zur Unterbindung nicht 

zulässiger Einleitungen (Ordnungsverfügungen), soweit nicht eine 

andere Gebühr oder Gebührenfreiheit vorgeschrieben ist, 

 je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

5.4 Alle sonstigen Bearbeitungen und Bescheidungen, soweit kein anderer 

Gebührentatbestand oder keine andere Tarifstelle einschlägig ist und für 

die Bearbeitung oder Bescheidung keine Gebührenfreiheit besteht 

 je angefangene halbe Stunde 25,00 

 
5.5 Erteilung von Zweitausfertigungen von Bescheinigungen, 

Rechnungen usw. (ohne Beglaubigungen) 2,50 

 

5.6 Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, Stellungnahmen zu 

Bauvorhaben privater Investoren, Standortberatung, Bauleitungen, 

Auszüge, technische Arbeiten, Liegenschaftsbearbeitung, 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

5.7  Akteneinsicht in den Räumen des TAZV bis 2 Stunden pauschal 10,00 

 

5.8 Inanspruchnahme eines Mitarbeiters im Rahmen der Akteneinsicht 

(zuzüglich zu 5.5), je angefangene halbe Stunde 20,00 
 

5.9  Eintragung in das Installateurverzeichnis des TAZV 40,00 

 

5.10 Alle Tätigkeiten im Zusammenhang mit einem Ersuchen um Stellung- 

nahmen zum gemeindlichen Einvernehmen (i. S. d. § 36 BauGB), 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

5.11  Androhung oder Festsetzung eines Zwangsmittels, soweit nicht eine  

andere Gebühr oder Gebührenfreiheit vorgeschrieben ist, 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 
5.12 Alle anderen Verwaltungstätigkeiten, soweit nicht eine andere Gebühr 

oder Gebührenfreiheit vorgeschrieben ist, 

je angefangene halbe Stunde 25,00 

 

5.13  Stundensatz für Mitarbeiter 35,00 

 

5.14  Stundensatz für Meister/Ingenieur 40,00 
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lfd. Nr. Gegenstand                    Gebühr (EUR) 

 

5.15 vom Grundstückseigentümer zu vertretende Anfahrt, 

je gefahrenem km 0,49 

zuzüglich je angefangene halbe Stunde 17,50 

 

5.16 Einsatz von Sondertechnik nach Aufwand 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Die öffentliche Bekanntmachung der am 18.07.2016 

beschlossenen und am 18.07.2016 ausgefertigten 

Verwaltungskostensatzung des Trinkwasser- und 

Abwasserzweckverbandes Oderaue wird hiermit an-

geordnet. 

 

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung 

von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg ent-

halten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen wor-

den sind, zustande gekommen ist, so ist diese Ver-

letzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich in-

nerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekannt-

machung der Satzung gegenüber dem Zweckverband 

unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und 

der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend ge-

macht worden ist. 

 

Eisenhüttenstadt, 18.07.2016  
 

 

Hans-Georg Köhler  (DS) 

Verbandsvorsteher 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

II.) Bekanntmachung gemäß § 8 der Satzung 

der Sparkasse Oder-Spree 

 

Bekanntmachung gemäß § 8 der Satzung der 

Sparkasse Oder-Spree: 

 

Der Verwaltungsrat der Sparkasse Oder-Spree 

hat in seiner Sitzung am 21. Juni 2016 den Jah-

resabschluss der Sparkasse Oder-Spree per 31. 
Dezember 2015 gemäß 

§ 8 Absatz 2 Satz 7 in Verbindung mit § 26 Ab-

satz 3 Brandenburgisches Sparkassengesetz 
festgestellt, den Lagebericht gebilligt, über die 

Verwendung des Bilanzgewinnes entschieden 

sowie die Mitglieder des Vorstandes der Spar-

kasse Oder-Spree entlastet. 
 

Der vollständige Wortlaut des Jahresabschlus-

ses wurde im Elektronischen Bundesanzeiger 
unter www.ebundesanzeiger.de, Rubrik und Art 

der Bekanntmachung: Jahresabschlüs-

se/Jahresfinanzberichte, am  11. August 2016 
veröffentlicht. 

 

Der Jahresabschluss der Sparkasse Oder-Spree 

per 31. Dezember 2015 kann in der Hauptge-
schäftsstelle der Sparkasse Oder-Spree, Franz-

Mehring-Straße 22, 15230 Frankfurt (Oder), 

eingesehen werden. 
 

 

Vorstand der Sparkasse Oder-Spree 

Veit Kalinke 
Dr. Thomas Schneider 

Harald Schmidt 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.ebundesanzeiger.de/
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